Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes 

— Drucksachen 316, 553 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses 
für Gesundheitswesen (11. Ausschuß) — Drucksache 553 — 
bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. 
IS. 17) und der Verordnung vom 14. August 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 488) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1 

2 

3 

4 

5. Hinter § 4 werden folgende §§ 4 a, 4 b, 4 c, 4cc 
und 4d eingefügt: 

.§ 4a 

(1) Lebensmitteln, die dazu bestimmt sind, 
gewerbsmäßig in den Verkehr gebracht zu 
werden, dürfen bei der Gewinnung, Herstel- 
lung oder Zubereitung fremde Stoffe unver- 
mischt oder nach Vermischung mit anderen 
Lebensmitteln nur zugesetzt werden, wenn 
sie hierfür ausdrücklich zugelassen sind. Dem 
gewerbsmäßigen Inverkehrbringen im Sinne 
dieses Gesetzes steht es gleich, wenn Lebens- 
mittel für Mitglieder von Genossenschaften 
oder ähnlichen Einrichtungen oder in Ein- 
richtungen zur Gemeinschaftsverpflegung ab- 
gegeben werden. 


Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
Beratung 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. 
I S, 17) und der Verordnung vom 14. August 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 488) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1 

2 

3 

4 

5. Hinter § 4 werden folgende §§ 4 a, 4 b, 4 c, 4cc 
und 4d eingefügt: 

„§ 4a 

(1) unverändert 
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(2) Fremde Stoffe im Sinne dieses Gesetzes 
sind Stoffe, die nach § 1 zu Lebensmitteln 
werden und die keinen Gehalt an verdau- 
lichen Kohlenhydraten, verdaulichen Fetten, 
verdaulichem Eiweiß und keinen natürlichen 
Gehalt an Vitaminen, Provitaminen, Geruchs- 
oder Geschmacksstoffen haben oder bei denen 
ein solcher Gehalt nicht dafür maßgebend 
ist, daß sie als Lebensm'ittel verwendet wer- 
den. 

(3) Absatz 1 gilt auch, 

1. wenn fremde Stoffe nur der Ober- 
fläche der Lebensmi1:tel zugesetzt 
werden, die nicht zum Verzehr be- 
stimmt ist, 

2. wenn fremde Stoffe bei der Aufbe- 
wahrung oder Beförderung in die 
Lebensmittel gelangen. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für 
den Zusatz von Trink- und Tafelwasser, 
Wasserdampf, Luft, Stickstoff, Kohlensäure, 
Trinkbranntwein sowie von solchen Vitami- 
nen, Provitaminen, Geruchs- oder Ge- 
schmacksstoffen, die den natürlichen in ihrem 
Aufbau chemisch gleich sind. 

§ 4 b 

Es ist verboten, 

1. Tieren vor der Schlachtung Antibiotika 
zu vera:bfolgen, um die Haltbarkeit des 
Fleisches zu beeinflussen; 

2. lebenden Tieren Stoffe mit oestrogener 
oder thyreostatischer Wirkung zu ver- 
abfolgen, um die Beschaffenheit des 
Fleisches oder den Fleisch- oder Fett- 
ansatz zu beeinflusisen; 

2a, Lebensmittel anzubieten, zum Verkauf 
vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr zu 
bringen, wenn sie technische Hilfs- 
stoffe in Anteilen enthalten, die tech- 
nisch vermeidbar sind oder die fest- 
gesetzten Höchstmengen überschrei- 
ten. Technische Hilfsstoffe sind solche 
Stoffe, die bei der Gewinnung, Her- 
stellung oder Verarbeitung von Le- 
bensmitteln verwendet werden, jedoch 
nicht zum Verzehr bestimmt sind; 

3. Lebensmittel anzubieten, zum Verkauf 
vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr zu 
bringen, wenn in oder auf ihnen Pflan- 
zenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mittel, Vorratsschutzmittel und Mittel 
zur Verhütung des Keimens von Kar- 
toffeln, zur Beeinflussung des Frucht- 
ansatzes oder Fruchtabfalls oder zur 
Beschleunigung der Fruchtreife oder 
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(2) Fremde Stoffe im Sinne dieses Gesetzes 
sind Stoffe, die nach § 1 zu Lebensmitteln 
werden und die keinen Gehalt an verdau- 
lichen Kohlenhydraten, verdaulichen Fetten, 
verdaulichem Eiweiß oder keinen natürlichen 
Gehalt an Vitaminen, Provitaminen, Geruchs- 
oder Geschmacksstoffen haben oder bei denen 
ein solcher Gehalt nicht dafür maßgebend 
ist, daß sie als Lebensmittel verwendet wer- 
den. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 4b 

Es ist verboten, 

1. unverändert 


2. lebenden Tieren Stoffe mit oestrogener 
oder thyreostatischer Wirkung einzupflan- 
zen oder einzuspritzen, um die Beschaffen- 
heit des Fleisches oder den Fleisch- oder 
Fettansatz zu beeinflussen; 

2a. unverändert 


3. unverändert 


2 
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deren Umwandlungsprodukte vorhan- 
den sind, die die 23 ul äs sägen Höchst- 
mengen überschreiten; 

4. Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 
Nr. 1 oder Kühlmittel so zu verwenden, 
daß von ihnen fremde Stoffe auf Le- 
bensmittel oder ihre Oberfläche über- 
gehen, ausgenommen gesundheitlich, 
geruchlich oder geschmacklich unbe- 
denkliche Anteile, die technisch unver- 
meidbar sind. 


§ 4c 

Lebensmittel dürfen mit ionisierenden oder 
ultravioletten Strahlen nur behandelt wer- 
den, soweit dies ausdrücklich zugelassen sit. 
Der Bundesminister des Innern kann im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, für 
Wirtschaft und für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates solche Be- 
handlungsverfahren, sofern dies mit dem 
Schutz des Verbrauchers vereinbar ist, allge- 
mein oder für bestimmte Lebensmittel oder 
für bestimmte Verwendungszwecke zulassen 
und vorschreihen, wie die so behandelten 
Lebensmittel kenntlich zu machen sind. 


§ 4cc 

Unbeschadet der Vorschriften des § 4a Abs. 1 
und des § 4b Nr. 2a wird der Bundesminister 
des Innern ermächtigt, im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Verfahren der Behandlung von Lebens- 
mitteln zu verbieten, soweit sie den Lebens- 
mitteln eine für die menschliche Gesundheit be- 
denkliche Beschaffenheit verleihen. Die Ermäch- 
tigung nach Satz 1 erstreckt sich nur auf Le- 
bensmittel, die dazu bestimmt sind, gewerbs- 
mäßig oder für Mitglieder von Genossenschaf- 
ten oder ähnlichen Vereinigungen in den Ver- 
kehr gebracht oder in Einrichtungen zur Ge- 
meinschaftsverpflegung abgegeben zu werden. 
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4. unverändert 


§ 4c 

( 1 ) Lebensmittel dürfen mit ionisierenden 
oder ultravioletten Strahlen nur behandelt wer- 
den, soweit dies ausdrücklich zugelassen ist. 
Der Bundesminister des Innern kann im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, für 
Wirtschaft und für Atomkemenergie und 
Wasserwirtschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates solche Be- 
handlungsverfahren, sofern dies mit dem 
Schutz des Verbrauchers vereinbar ist, allge- 
mein oder für bestimmte Lebensmittel oder 
für bestimmte Verwendungszwecke zulassen. 


(2) Lebensmittel, die mit Strahlen behandelt 
sind, sind zu kennzeichnen. Die Art der 
Kennzeichnung wird in den Rechtsverord- 
nungen nach Absatz 1 geregelt. Ausnahmen von 
der Verpflichtung zur Kenntlichmachung können 
in diesen Rechtsverordnungen zugelassen wer- 
den, wenn die Behandlung nach Art und Dosie- 
rung unbedenklich ist und der Verbraucher 
durch die Unterlassung der Kenntlichmachung 
in seiner berechtigten Erwartung nicht getäuscht 
werden kann. 

§ 4cc 

unverändert 


3 
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§ 4d 

Es ist verboten, 

1. Lebensmittel, bei deren Gewinnung, Her- 
stellung oder Zubereitung entgegen den 
Vorschriften des § 4a Abs. 1 und 3, § 4b 
Nr. 1, 2 und 4, § 4c Satz 1 oder entgegen 
den Vorschriften einer nach § 4c Satz 2 
oder § 4cc erlassenen Rechts Verordnung 
verfahren worden ist, gewerbsmäßig oder 
für Mitglieder von Genossenschaften oder 
ähnlichen Vereinigungen anzuproisen, an- 
zubieten, zum Verkauf vorrätig zu halten, 
feilzuhalten, zu verkaufen oder sonst in 
den Verkehr zu bringen, gewerbsmäßig 
zur Herstellung von Lebensmitteln zu ver- 
wenden oder in Einrichtungen zur Gemein- 
schaftsverpflegung abzugeben; 

2. zugelassene fremde Stoffe (§ 4 a Abs. 1) 
oder zugelassene Behandlungsverfahren 
(§ 4 c) auch bei Kenntlichmachung so an- 
ziiwenden, daß sie die Verdorbenheit 
eines Lebensmittels verdecken können; 

3. im Verkehr mit Lebensmitteln, die zugelas- 
sene fremde Stoffe (§ 4 a Abs. 1) enthalten 
oder mit einem zugelassenen Verfahren 
(§ 4 c) behandelt worden sind, oder in der 
Werbung für solche Lebensmittel Bezeich- 
nungen, Aufmachungen oder sonstige An- 
gaben zu gebrauchen, die darauf hindeu- 
ten, daß die Lebensmittel rein, natürlich, 
naturrein, naturbelassen, diätetisch wert- 
voll, gesundheitlich verträglich oder für 
Kinder und Schonungsbedürftige unbe- 
denklich seien. Das gilt nicht für zutref- 
fende Bezeichnungen und Angaben im 
Verkehr mit diätetischen Lebensmitteln, 
wenn deren Gehalt an solchen fremden 
Stoffen dem angestrebten und angegebe- 
nen diätetischen Zweck dient; 

4. fremde Stoffe, die nach den Vorschriften 
des § 4a Abs, 1 und 3 und des § 4b nicht 
verwendet werden dürfen, für eine solche 
Verwendung oder zur Verwendung bei 
der Gewinnung, Herstellung oder Zuberei- 
tung von Lebensmitteln innerhalb der 
Hauswirtschaft gewerbsmäßig anzuprei- 
sen, anzubieten, feilzuhalten, zu verkau- 
fen, oder sonst in den Verkehr zu brin- 
gen." 

0. Hinter § 5 weiden folgende §§ 5 a, 5 b, 5 c und 
5d eingefügt: 

„§ 5a 

(1) Der Bundesminister des Innern kann im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
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§ 4d 

Es ist verboten, 

1. Lebensmittel, bei deren Gewinnung, Her- 
stellung oder Zubereitung entgegen den 
Vorschriften des § 4a Abs. 1 und 3, § 4b 
Nr. 1, 2 und 4, § 4c Abs. 1 Satz 1 oder 
entgegen den Vorschriften einer nach § 4c 
Abs. 1 Satz 2 oder § 4cc erlassenen 
Rechtsverordnung verfahren worden ist, 
gewerbsmäßig oder für Mitglieder von 
Genossenschaften oder ähnlichen Vereini- 
gungen anzupreisen, anzubieten, zum Ver- 
kauf vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu 
verkaufen oder sonst in den Verkehr zu 
bringen, gewerbsmäßig zur Herstellung 
von Lebensmitteln zu verwenden oder in 
Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpfle- 
gung abzugeben; 

2. zugelassene fremde Stoffe (§ 4 a Abs. 1) 
oder zugelassene Behandlungsverfahren 
(§ 4 c Abs. 1) auch bei Kenntlichmachung 
so anzuwenden, daß sie die Verdorben- 
heit eines Lebensmittels verdecken kön- 
nen; 

3. im Verkehr mit Lebensmitteln, die zuge- 
lassene fremde Stoffe (§ 4 a Abs. 1) ent- 
halten oder mit einem zugelassenen Ver- 
fahren (§ 4 c Abs. 1) behandelt worden 
sind, oder in der Werbung für solche Le- 
bensmittel Bezeichnungen, Aufmachungen 
oder sonstige Angaben zu gebrauchen, die 
darauf hindeuten, daß die Lebensmittel 
rein, natürlich, naturrein, naturbelassen, 
diätetisch wertvoll, gesundheitlich ver- 
träglich oder für Kinder und Schonungs- 
bedürftige unbcKienklidi seien. Das gilt 
nicht für zutreffende Bezeichnungen und 
Angaben im Verkehr mit diätetischen Le- 
bensmitteln, wenn deren Gehalt an sol- 
chen fremden Stoffen dem angestrebten 
und angegebenen diätetischen Zweck 
dient; 

4. unverändert 


6. Hinter § 5 werden folgende §§ 5 a, 5 b, 5 c und 
5d eingefügt: 

„§ 5a 

(1) Der Bundesminister des Innern kann iiii 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 


4 
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Wirtschaft und in den Fällen der Nummer 5, 
soweit eine Behandlung nach § 4c Abs. 1 er- 
folgt, mit dem Bundesminister für Atomenergie 
und Wasserwirtschaft durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates, soweit dies 
mit dem Schutz des Verbrauchers vereinbar ist, 

1. fremde Stoffe (§ 4a Abs. 1) zur Ver- 1. unverändert 

Wendung bei der Gewinnung, Herstel- 
lung, Zubereitung, Aufbewahrung 
oder Beförderung von Lebensmitteln 
allgemein oder für bestimmte Lebens- 
rnittel oder für bestimmte Verwen- 
dungszwecke zulassen; 

2. Höchstmengen für den Gehalt an den 2. unverändert 

nach Nummer 1 zugclassenen fremden 
Stoffen in Lebensmitteln sowie An- 
forderungen an ihre Reinheit festset- 
zen; 

2a. Höchstmengen für den Gehalt an tech- 2a. unverändert 

nischen Hilfsstoffen (§ 4 b Nr. 2 a) 
festsetzen, die in Lebensmitteln beim 
Inverkehrbringen als Reste vorhan- 
den sein dürfen; 

3. Farbstoffe bezeichnen, die verwendet 3. unverändert 

werden dürfen für das Färben, Stem- 
peln und Bedrucken 

a) der Oberfläche von Lebensmitteln, 

b) von Überzügen, die mit einem Le- 
bensrnittel unmittelbar in Verbin- 
dung gebracht werden und ihm an- 
haften, 

c) von Verpackungsmitteln, deren 
Farbstoffgehalt bei bestimmungs- 
gemäßem Gebrauch auf Lebensmit- 
tel übergehen kann; 

4. für Pflanzenschutz- und Schädlings- 4. unverändert 

bekämpfungsmittel, Vorratsschutzmit- 
tel und Mittel zur Verhütung des Kei- 
mens von Kartoffeln, zur Beeinflus- 
sung des Fruchtansatzes oder Frucht- 
abfalles und zur Beschleunigung der 
Fruchtreife Höchstmengen festsetzen, 
die in oder auf Lebensmitteln beim In- 
verkehrbringen als Reste noch vor- 
handen sein dürfen, sowie bestimmte 
Stoffe von der Verwendung als Pflan- 
zenschutz- und Schädlingsbekämp- 
fungsmittel, Vorratsschutzmittei und 
Mittel zur Verhütung des Keimens 
von Kartoffeln, zur Beeinflussung des 
Fruchtansatzes oder Fruchtabfalies 
und zur Beschleunigung der Frucht- 
reife aus schließen, soweit dies zum 
Schutz des Verbrauchers erforderlich 
ist, um einer Beschaffenheit von Le- 
bensmitteln vorzubeugen, die geeig- 
net ist, die menschliche Gesundheit 
zu gefährden; 


Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates, soweit dies mit dem 
Schutz des Verbrauchers vereinbar ist. 


5 
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5. für Lebensmittel, denen bestimmte zu- 
gelassene fremde Stoffe zugesetzt 
sind oder die mit einem bestimmten 
zugelassenen Verfahren (§ 4 c) behan- 
delt worden sind, Ausnahmen von 
dem Verbot des § 4d Nr. 3 zulassen. 

(2) Der Gehalt der Lebensmittel an den in 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 
zugelassenen Stoffen oder an Resten der in Ab- 
satz 1 Nr. 2 a und 4 bezeichneten Stoffe ist 
kenntlich zu machen. Die Art der Kenntlich- 
machung wird in diesen Rechtsverordnungen 
geregelt. 

(3) Ausnahmen von der Verpflichtung zur 
Kenntlichmachung (Absatz 2) können in den 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zugelassen 
werden, wenn die Verwendung der fremden 
Stoffe der allgemeinen Verkehrsauffassung ent- 
spricht und der Verbraucher durch die Unter- 
lassung der Kenntlichmachung in seiner berech- 
tigten Erwartung nicht getäuscht werden kann. 

§ 5b 

(1) Die Verbote des § 4 Nr. 2 und 3 der 
§§ 4a, 4b, 4c und 4d Nr. 1, 3 und 4 sowie 
die nach §§ 4c, 4cc, 5 Nr. 2 bis 7 und § 5a er- 
lassenen Vorschriften gelten nicht für Lebens- 
mittel und Bedarfsgegenstände, die zur Liefe- 
rung in Gebiete außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes bestimmt sind. Sie un- 
terliegen insoweit lediglich den Vorschriften 
des Empfangslandes. 

(2) Lebensmittel oder Bedarfsgegenstände, 
die zu dem in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Zweck und entgegen den dort aufgeführten Be- 
stimmungen hergestellt sind, müssen von den 
für das Inland bestimmten getrennt gehalten 
und entsprechend kenntlich gemacht werden. 
Sie müssen von dem Hersteller unverzüglich 
der von der Landesregierung bestimmten Be- 
hörde gemeldet werden. Ist der Hersteller nicht 
zugleich der Ausführer, so ist die Meldung 
außerdem von dem Ausführer zu erstatten. 
Aus der Meldung muß sich die Art und Menge 
der Lebensmittel oder Bedarfsgegenstände er- 
geben. Die Landesregierungen oder die von 
ihnen bestimmten Behörden unterrichten den 
Bundesminister des Innern laufend über die 
eingegangenen Meldungen. 

§ 5c 

(1) Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
Ausnahmen von den Verboten des § 4 Nr. 2 
und 3, der §§ 4a, 4b, 4c und 4d Nr. 1, 3 und 4 
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5. für Lebensmittel, denen bestimmte zu- 
gelassene fremde Stoffe zugesetzt 
sind oder die mit einem bestimmten 
zugelassenen Verfahren (§ 4 a Abs. 1) 
behandelt worden sind, Ausnahmen 
von dem Verbot des § 4d Nr. 3 zu- 
lassen. 

(2) Der Gehalt der Lebensmittel an den in 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 
zugelassenen Stoffen ist kenntlich zu machen. 
Die Art der Kenntlichmachung wird in diesen 
Rechtsverordnungen geregelt. In diesen Rechts- 
verordnungen kann ferner bestimmt werden, 
ob und wie Reste der in Absatz 1 Nr. 2 a und 4 
bezeichneten Stoffe kenntlich zu machen sind. 

(3) unverändert 


§ 5 b 

(1) Die Verbote des § 4 Nr. 2 und 3, der 
§§ 4a, 4b, 4c Abs. 1 und § 4d Nr. 1, 3 und 4 
sowie die nach §§ 4 c, 4cc, 5 Nr. 2 bis 7 und 
§ 5a erlassenem Vorschriften gelten nicht für 
Lebensmittel und Bedarfsgegenstände, die zur 
Lieferung in Gebiete außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes bestimmt sind. Sie un- 
terliegen insoweit lediglich den Vorschriften 
des Empfangslandes. 

(2) unverändert 


§ 5c 

(1) Der Bundesminister des Innern kann 
iin Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
Ausnahmen von den Verboten des § 4 Nr. 2 
und 3, der §§ 4a, 4b, 4c Abs. 1 und § 4d 
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sowie den nach §§ 4c, 4cc, 5 Nr. 2 bis 7 und 
§ 5a Abs. 1 Nr. 2, 2a und 4 und Abs. 2 er- 
lassenen Vorschriften allgemein zulassen, 
wenn die Versorgung der Bevölkerung mit 
lebensnotwendigen Lebensmitteln und Be- 
darfsgegenständen sonst ernstlich ge.fährdet 
wäre. In den Fällen des § 4c ist ferner das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft her- 
zustellen. 

(2) Die Geltungsdauer von Verordnungen 
nach Absatz 1 ist zu befristen. 

§ 5d 

Vor dem Erlaß von Verordnungen nach 
§§ 4c, 4cc, 5, 5 a und 5 c soll ein jeweils aus- 
zuwählender Kreis von Sachkennern aus der 
Wissenschaft, der Verbraucherschaft und der 
beteiligten Wirtschaft gehört werden." 

7 

8. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich einem Verbot der §§ 3, 
4, 4 a Abs. 1 und 3, der §§ 4 b, 4 c Satz 1, der 
§§ 4d oder 21 Abs. 1 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. Ebenso wird be- 
straft, wer einer nach § 4c Satz 2, §§ 4cc, 5 
Nr. 1 bis 3 und 6, § 5 a oder nach § 21 Abs. 2 
und 3 Nr. 1 a erlassenen Vorschrift zuwider- 
handelt, bei einer nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ergehenden Verordnung jedoch nur, 
wenn sie auf diese Strafbestimmungen hin- 
weist." 

9 

10 

11 

12 

13 

14. Hinter § 20 werden folgende §§ 20a und 20b 
eingefügt: 

.§ 20a 

(1) Von den Verboten des § 4 Nr. 2 und 3, 
der §§ 4 a, 4 b, 4 c und 4d Nr. 1 und 4 und 
den nach §§ 4c, 4cc, 5 Nr. 2 bis 7 und § 5a 
Abs. 1 Nr. 2, 2 a und 4 und Abs. 2 erlassenen 
Vorschriften können Ausnahmen im Einzel- 
fall nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 zuge- 
lassen werden. 

(2) Ausnahmen dürfen nur zugelassen wer- 
den 
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Nr. 1, 3 und 4 sowie den nach §§ 4c, 4cc, 
5 Nr. 2 bis 7 und § 5a Abs. 1 Nr. 2, 2a und 4 
und Abs. 2 erlassenen Vorschriften allgemein 
zulassen, wenn die Versorgung der Bevölke- 
rung mit lebensnotwendigen Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen sonst ernstlich ge- 
fährdet wäre, ln den Fällen des § 4 c ist fer- 
ner das Einvernehmen m'it dem Bundesminister 
für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 
herzu stellen. 

(2) unverändert 

§ 5d 

unverändert 


7 

8. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich einem Verbot der ^§3, 
4, 4a Abs. 1 und 3, der §§ 4b, 4 c Abs. 1 
Satz 1, der §§ 4 d oder 21 Abs. 1 zuwiderhan- 
delt, wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. Ebenso 
wird bestraft, wer einer nach § 4 c Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 und 3, §§ 4 cc, 5 Nr. 1 
bis 3 und 6, § 5 a oder nach § 21 Abs. 2 und 3 
Nr. 1 a erlassenen Vorschrift zuwiderhandelt, bei 
einer nach Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
gehenden Verordnung jedoch nur, wenn sie 
auf diese Strafbestimmungen hinweist." 

9 

10 

11 

12 

13 

14. Hinter § 20 werden folgende §§ 20a und 20b 
eingefügt: 

.§ 20 a 

(1) Von den Verboten des § 4 Nr. 2 und 3, 
der §§ 4a, 4b, 4c Abs. 1 und § 4d Nr. 1 und 4 
und den nach §§ 4 c, 4 cc, 5 Nr. 2 bis 7 und § 5 a 
Abs. 1 Nr. 2, 2 a und 4 und Abs. 2 erlassenen 
Vorschriften können Ausnahmen im Einzelfall 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 zugelassen 
werden. 

(2) unverändert 


1. für Versuche, die unter amtlicher Be- 
obachtung durchgeführt werden, 
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2. für die Herstellung und Ausgabe von 
bestimmten Lebensmitteln für die 
Sonderverpflegung von Angehörigen 
der Bundeswehr, verbündeter Streit- 
kräfte, des Bundesgrenzschutzes, der 
Polizei und von Hilfs- und Notdien- 
sten; dies gilt auch für die erforder- 
lichen Versuche. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 
dürfen keine Ausnahmen von den Rechtsvor- 
schriften über die ausreichende Kenntlichma- 
chung zugelassen werden. 

§ 20b 

(1) Zuständig für die Zulassung von Aus- 
nahmen ist der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit den Bundesministem für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft. Inden Fällendes § 4 c ist ferner das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft herzu- 
stellen. Soweit in den Fällen des § 20 a Abs. 2 
Nr. 2 die Lebensmittel für die Bundeswehr oder 
verbündete Streitkräfte bestimmt sind, ist der 
Bundesminister für Verteidigung zuständig. 

(2) Die Zulassung einer Ausnahme ist auf 
längstens zwei Jahre zu befristen. Sie kann auf 
Antrag jeweils um ein Jahr verlängert werden, 
wenn die Voraussetzungen für die Zulassung 
fortdauern. Die Ausnahmebewilligung kann aus 
wichtigem Grunde vor Ablauf der Frist wieder- 
rufen werden; hierauf ist bei der Zulassung hin- 
zuweisen." 

15 


Artikel 6 

(1) Soweit der Zusatz fremder Stoffe im Sinne 
des durch dieses Gesetz neu eingefügten § 4 a 
Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes zu einzelnen Le- 
bensrnitteln auf Grund der nachstehend aufgeführ- 
ten Rechtsvorschriften in ihrer jeweils geltenden 
Fassung zulässig ist, gelten diese Stoffe als zuge- 
lassen im Sinne des § 4a Abs. 1 des Lebensmittel- 
gesetzes: 

\. § 2 der Verordnung über Kunsthonig 
vom 21. März 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 101), 

2. ^ 5 Nr. 9 der Verordnung über Kaffee 
vom 10. Mai 1930 

(Reichsgesetzbl. I S. 169), 

3. § 1 Abs. 5 der Verordnung über Kaffee- 
Ersatzstoffe und Kaffeezusatzstoffe vom 
10. Mai 1930 

(Reichsgesetzbl. I S. 171), 

4. Artikel 4, 1, 15, 16 der Verordnung zur 
Ausführung des Weingesetzes vom 
16. Juli 1932 

(Reichsgesetzbl. I S. 358), 


Beschlüsse des Bundestages in zweiter 
B e r atung 


(3) unverändert 


§ 20b 

unv erändert 


15 


Artikel 6 

(1) Die nachstehenden Gesetze und Verordnun- 
gen bleiben bis auf weiteres unberührt, auch so- 
weit danach der Zusatz fremder Stoffe im Sinne 
des durch dieses Gesetz neu öingefügten § 4a 
Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes zu einzelnen Le- 
bensmitteln zulässig ist: 


1. Verordnung über Kunsthonig vom 
21. März 1930 

(Reichsgesetzbl. I S. 101), 

2. Verordnung über Kaffee vom 10. Mai 
1930 

(ReichsgesetzbL I S. 169), 

3. Verordnung über Kaffee-Ersatzstoffe 
und Kaffee-Zusatzstoffe vom 10. Mai 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 171), 

4. Verordnung zur Ausführung des Wein- 
gesetzes vom 16. Juli 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 358), 
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5. § 6 Nr. 1, 10 Buchstaben b, c, d und f der 
Verordnung über Kakao und Kakao- 
erzeugnisse vom 15. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 504), 

6. § 5 Nr. 9 der Verordnung über Speise- 
eis vom 15. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 510), 

7. §§ 2 und 6 des Gesetzes über die Ver- 
wendung salpetrigsaurer Salze im Le- 
bensmittelverkehr vom 19. Juni 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 513), 

8. § 4 Nr. 2 der Verordnung über Teig- 
waren vom 12. November 1934 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 1181), 

9. §§ 4, 8 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung 
über Tafelwässer vom 12. November 
1934 

(Reichsgesetzbl. I S. 1183), 

10. § 3 Nr. 6 und 7, § 4 Nr. 2 der Verord- 
nung über Wermutwein und Kräuter- 
wein vom 20. März 1936 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 196), 

11. § 1 der Verordnung über koffeinhaltige 
Erfrischungsgetränke vom 24. Juni 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 691), 

12. §§ 5 und 6 der Verordnung über den 
Verkehr mit Süßstoff vom 27. Februar 
1939 

(Reichsgesetzbl. I S. 336), 

13. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c, h und k 
der Verordnung über unzulässige Zu- 
sätze und Behandlungsverfahren bei 
Fleisch vom 31. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1410), 

14. § 17 der Verordnung über Käse, 

Schmelzkäse und Käsezubereitungen 
(Käse-Verordnung) vom 2. Juni 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 110), 

15. § 9 Abs. 9 des Biersteuergesetzes in der 
Fassung vom 14. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 149), 

§ 17 Abs. 2, §§ 19, 20 Abs. 1 der Durch- 
führungsbestimmungen zum Biersteuer- 
gesetz in der Fassung vom 14. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 153), 

16. §3 der Verordnung über chemisch be- 
handelte Getreidemahlerzeugnisse, un- 
ter Verwendung von Getreidemahler- 
zeugnissen hergestellte Lebensmittel 
und Teigmassen aller Art vom 27. De- 
zember 1956 

(Bundesgesetzbl. I S. 1081). 


5. Verordnung über Kakao und Kakao- 
erzeugnisse vom 15. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 504), 


6. Gesetz über die Verwendung salpetrig- 
saurer Salze im Lebensmittelverkehr 
vom 19. Juni 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 513), 


7. Verordnung über Tafelwässer vom 
12. November 1934 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 1183), 


8. Verordnung über koffeinhaltige Erfri- 
schungsgetränke vom 24. Juni 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 691), 

9. Verordnung über den Verkehr mit Süß- 
stoff vom 27. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 336), 

10. Verordnung über unzulässüfge Zusätze 
und Behandlungsverfahren bei Fleisch 
vom 31. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1410), 

11. Verordnung über Käse, Schmelzkäse 
und Käsezubereitungen (Käse- Verord- 
nung) vom 2. Juni 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 110), 

12. Biersteuergesetz in der Fassung vom 
14. März 1952 

(Bundesgesetzbl. I S. 149), 


13. Verordnung über chemisch behandelte 
Getreidemahlerzeugnisse, unter Ver- 
wendung von Getreidemahlerzeugnis- 
sen hergestellte Lebensmittel und Teig- 
massen aller Art vom 27. Dezember 
1956 

(Bundesgesetzbl. I S. 1081), 

14. Tabaksteuergesetz vom 6. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 169), zuletzt geän- 
dert durch das Verbrauchsteuerände- 
rungsgesetz vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1704), 
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(2) Soweit in den nachstehend bezeichneten 
Rechtsvorschriften eine Ermächtigung enthalten ist, 
den Zusatz fremder Stoffe zu einzelnen Lebensmit- 
teln zu regeln, bleiben diese Rechtsvorschriften un- 
berührt: 

1. § 4 Abs. 1 und 4, § 10 Abs. 2 Satz 2, § 11 
Abs. 2, § 16 des Weingesetzes in der Fas- 
sung vom 15. Juli 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 450), 

2. § 9 Abs. 5 des Biers teuer gesetzes in der 
Fassung vom 14. März 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 153), 

3. § 21 Abs. 2 des Fleischbeschaugesetzes 
vom 29. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1463) 

und § 1 Abs. 2 der Verordnung über un- 
zulässige Zusätze und Behandlungsver- 
fahren bei Fleisch vom 31. Oktober 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 1470). 


15. Gesetz betreffend die Bekämpfung ge- 
meingefährlidier Krankheiten vom 30. 
Juni 1900 (Reidisgesetzbl. S. 306) und 
die dazu ergangenen Verordnungen, 

16. Gesetz über die Vereinheitlichung des 
Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 531, 794) und die da- 
zu ergangenen Verordnungen. 

(2) unverändert 


Nadir ichtlidi 

In der Zusammenstellung der Beschlüsse sind wegen 
des angenommenen Änderungsantrags — Um- 
druck 172/1 c) — (Anfügung eines Absatzes 2 in 
§ 4 c) an folgenden Textstellen redaktionelle Ergän- 
zungen (in Fettdruck) bei Verweisungen vorgenom- 
men worden: 

In Artikel 1 Nr. 5: 

§ 4 d Nr. 1 Zeile 4 und 6 
§ 4 d Nr. 2 Zeile 3 
§ 4 d Nr. 3 Zeile 4 

In Artikel 1 Nr. 6: 

§ 5 a Abs. 1 Zeile 5 
§ 5 a Abs. 1 Nr. 5 Zeile 4 
§ 5 b Abs. 1 Zeile 2 
§ 5 c Abs. 1 Zeile 7 

In Artikel 1 Nr. 8: 

§ 11 Abs. 1 Zeile 2, 6 und 7 

In Arükel 1 Nr. 14: 

§ 20 a Abs. 1 Zeile 2 
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